
Tenor 

Art. 5 Abs. 3 zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 69/335/EWG 
des Rates vom 17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern auf die 
Ansammlung von Kapital in der durch die Akte über die Bedingungen 
des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der 
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der 
Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Repu­
blik Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen 
der die Europäische Union begründenden Verträge geänderten Fassung 
schreibt vor, dass bei der Feststellung der Besteuerungsgrundlage für die 
Gesellschaftsteuer auf die Erhöhung des Kapitals einer Gesellschaft in 
der Form, dass nach dem Beitritt der Republik Polen zur Europäischen 
Union von derselben Gesellschaft vor dem Beitritt aufgenommene 
Darlehen in Gesellschaftsanteile umgewandelt werden, die frühere 
Besteuerung dieser Darlehen auf der Grundlage der seinerzeit geltenden 
nationalen Rechtsvorschriften zu berücksichtigen ist. 

( 1 ) ABl. C 327 vom 20.12.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 12. 
November 2009 — Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften/Vereinigtes Königreich Großbritannien 

und Nordirland 

(Rechtssache C-495/08) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 
85/337/EWG — Prüfung der Umweltverträglichkeit von 
Projekten — Pflicht zur Begründung einer Entscheidung, ein 

Projekt keiner Prüfung zu unterziehen) 

(2010/C 11/07) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(Prozessbevollmächtigte: P. Oliver und J.-B. Laignelot) 

Beklagter: Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland 
(Prozessbevollmächtigte: L. Seeboruth, H. Walker und Barrister 
J. Maurici) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verletzung der Richt­
linie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten (ABl. L 175, S. 40) — Pflicht zur Begrün­
dung einer Entscheidung, ein Projekt keiner Prüfung zu unter­
ziehen 

Tenor 

1. Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland hat 
dadurch gegen seine Verpflichtungen aus der Richtlinie 
85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umwelt­

verträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten in der durch die Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 
3. März 1997 geänderten Fassung verstoßen, dass es nicht dafür 
gesorgt hat, dass für die vor dem 15. November 2000 in Wales 
gestellten Anträge auf Überprüfung der Rohstoffplanung (Review 
of Mineral Planning) die Anforderungen der Art. 2 Abs. 1 und 4 
Abs. 2 dieser Richtlinie gelten. 

2. Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland trägt 
die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 32 vom 7.2.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 12. 
November 2009 — Le Carbone-Lorraine SA/Kommission 

der Europäischen Gemeinschaften 

(Rechtssache C-554/08 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Wettbewerb — Kartelle — Art. 81 EG und 
53 EWR-Abkommen — Markt von Waren auf der Grundlage 
von Kohlenstoff und Grafit für elektrische und mechanische 
Anwendungen — Art. 15 Abs. 2 der Verordnung Nr. 17 — 
Ermittlung der Höhe der Geldbuße — Schwere der Zuwider­
handlung — Zusammenarbeit während des Verwaltungsver­
fahrens — Grundsatz der individuellen Bestrafung — Gleich­

behandlung — Grundsatz der Verhältnismäßigkeit) 

(2010/C 11/08) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Le Carbone-Lorraine SA (Prozessbevollmäch­
tigte: A. Winckler und H. Kanellopoulos, avocats) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften (Prozessbevollmächtigte: F. Castillo de la Torre 
und E. Gippini Fournier) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Fünfte 
Kammer) vom 8. Oktober 2008, Carbone Lorraine/Kommission 
(T-73/04), mit dem das Gericht die Klage der Rechtsmittelfüh­
rerin auf Nichtigerklärung der Entscheidung 2004/420/EG der 
Kommission vom 3. Dezember 2003 in einem Verfahren nach 
Art. 81 EG-Vertrag und Art. 53 EWR-Abkommen betreffend ein 
Kartell auf dem Markt von Waren auf der Grundlage von Koh­
lenstoff und Grafit für elektrische und mechanische Anwendun­
gen oder, hilfsweise, auf Nichtigerklärung oder Herabsetzung der 
gegen die Rechtsmittelführerin verhängten Geldbuße abgewiesen 
hat — Verstoß gegen den Grundsatz der individuellen Bestra­
fung — Berechnungsweise des Betrags der verhängten Geldbuße 
— Enge und konstante Zusammenarbeit während des Verwal­
tungsverfahrens — Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der 
Gleichbehandlung
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